
  23.02.2026 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

23.02.2026 

Geschäftszahl 

Ra 2025/09/0085 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ro 2014/03/0063 E 26. Juni 2014 VwSlg 18886 A/2014 RS 29 (hier ohne den zweiten und den 
letzten Satz) 

Stammrechtssatz 

Angesichts des in § 28 VwGVG 2014 insgesamt verankerten Systems stellt die nach § 28 Abs 3 zweiter 
Satz VwGVG 2014 bestehende Zurückverweisungsmöglichkeit eine Ausnahme von der grundsätzlichen 
meritorischen Entscheidungszuständigkeit der Verwaltungsgerichte dar. Nach dem damit gebotenen 
Verständnis steht diese Möglichkeit bezüglich ihrer Voraussetzungen nicht auf derselben Stufe wie die im 
ersten Satz des § 28 Abs 3 VwGVG 2014 verankerte grundsätzliche meritorische 
Entscheidungskompetenz der Verwaltungsgerichte. Vielmehr verlangt das im § 28 VwGVG 2014 
insgesamt normierte System, in dem insbesondere die normative Zielsetzung der 
Verfahrensbeschleunigung bzw der Berücksichtigung einer angemessenen Verfahrensdauer ihren 
Ausdruck findet, dass von der Möglichkeit der Zurückverweisung nur bei krassen bzw besonders 
gravierenden Ermittlungslücken Gebrauch gemacht wird. Eine Zurückverweisung der Sache an die 
Verwaltungsbehörde zur Durchführung notwendiger Ermittlungen wird daher insbesondere dann in 
Betracht kommen, wenn die Verwaltungsbehörde jegliche erforderliche Ermittlungstätigkeit unterlassen 
hat, wenn sie zur Ermittlung des maßgebenden Sachverhalts (vgl § 37 AVG) lediglich völlig ungeeignete 
Ermittlungsschritte gesetzt oder bloß ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete 
Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehörde (etwa schwierige) Ermittlungen unterließ, 
damit diese dann durch das Verwaltungsgericht vorgenommen werden. 
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